
 
 

 

 
 

 

 

    

 
Einführungserlass zur Verdingungsordnung für freiberufliche Leistungen (VOF) 
-Ausgabe 2006 
 
1) Bezugserlass <BS 11 O -1095-524> vom 12. Februar 2003 
2) Bezugserlass <BS 11 O -1095-524> vom 30. Oktober 2006 
 
B 15 O -1095-100/20 
Berlin,  17.11.2006 
 

I. Allgemeines 

Die Neufassung der VOF Ausgabe 2006 in der Fassung der Bekanntmachung vom 16. März 
2006 (BAnz. Nr. 91 a  vom 13. Mai 2006) dient insbesondere der Umsetzung der EU-
Richtlinien über die Koordinierung der Verfahren zur Vergabe öffentlicher Bauaufträge, Lie-
feraufträge und Dienstleistungsaufträge (Richtlinie 2004/18/EG der Kommission vom 31. 
März 2004, ABl. EU Nr. L 134/114 vom 30. April 2004, im Folgenden VKR) in deutsches 
Recht. 
Mit der Dritten Änderungsverordnung zur Änderung der Vergabeverordnung (VgV), die am 
26. Oktober 2006 im Bundesgesetzblatt verkündet wurde (BGBL.I S.2334), sind die Verwei-
sungen auf die anzuwendenden Fassungen der Verdingungsordnungen (VOB, VOL und 
VOF) geändert worden. Gemäß § 5 VgV haben die Auftraggeber nach § 98 Nr.1 bis 3 und 5 
GWB bei der Vergabe von Dienstleistungen, die im Rahmen einer freiberuflichen Tätigkeit 
erbracht oder im Wettbewerb mit freiberuflich Tätigen angeboten werden, sowie bei Auslo-
bungsverfahren, die zu solchen Dienstleistungen führen sollen, die Verdingungsordnung für 
freiberufliche Leistungen (VOF) in der Fassung der Bekanntmachung vom 16. März 2006 
(BAnz. Nr. 91 a  vom 13. Mai 2006) anzuwenden. 

Die aufgrund der EU-Verordnung (EG) Nr. 1564/2005 der Kommission vom 7. September 
2005 (Bekanntmachung vom 31. Oktober 2005, BAnz. Nr. 228a vom 2. Dezember 2005) ein-
geführten Standardformulare für die Veröffentlichung von Vergabebekanntmachungen gelten 
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ohne weitere Umsetzung direkt in den Mitgliedstaaten der EU. Sie sind im Internet direkt ab-
rufbar, sodass auf deren Veröffentlichung als Anhang verzichtet wurde.  
 
Die Neufassung der VOF unterstützt insbesondere das mit der Richtlinie 2004/18/EG verfolg-
te Ziel einer verstärkten Nutzung neuer Informations- und Kommunikationstechnologien 
durch die Aufnahme neuer Grundsätze der Informationsübermittlung. 
 
Die VOF 2006 steht im Internet unter "www.bmwi.de" in der Rubrik: "Wirtschaft / Wirt-
schaftspolitik / Öffentliche Aufträge / Vergaberecht- Vorschriften" zur Verfügung. 
 
Die Änderungen in der VOF werden nachfolgend erläutert und sind in der als anlage beige-
fügten Synopse entsprechend hervorgehoben. 

 

II. Zu den Änderungen im Einzelnen: 

 

§ 2 Anwendungsbereich 
zu Abs.2: 
Die Nennung der Schwellenwerte erfolgt einheitlich für alle drei Verdingungsordnungen nur 
noch durch Verweis auf die Vergabeverordnung (§ 2 VgV). Die Schwellenwerte für Dienst-
leistungsaufträge der obersten oder oberen Bundesbehörden sowie vergleichbarer Bundesein-
richtungen außer Forschungs- und Entwicklungsdienstleistungen und Dienstleistungen des 
Anhangs I B der RL 2004/18/EG, gem. § 2 Nr.2 VgV, betragen z.Zt.  137.000 Euro. die 
Schwellenwerte für alle anderen Dienstleistungsaufträge, gem. § 2 Nr.3 VgV betragen z.Zt. 
211.000 Euro. 

§ 4 Grundsätze der Vergabe,  
Informationsübermittlung und Vertraulichkeit der Anträge 
zu den Absätzen 6-11: 
Neben den unveränderten Absätzen 1-5 zu den Grundsätzen der Vergabe wurde neu im § 4 
Regelungen über die Informationsübermittlung insbesondere zur elektronischen Angebotsab-
gabe aufgenommen. Mit dieser Regelung ist es nun auch möglich das Bewerbungs- 
/Angebotsverfahren ausschließlich auf elektronischem Weg durchzuführen. 
zu Abs.8: 
In der Bekanntmachung ist darauf hinzuweisen, dass die Teilnahmeanträge in einem ver-
schlossenen Umschlag einzureichen sind. Die Teilnahmeanträge sind unter Verschluss zu 
halten und vertraulich zu behandeln.  
zu Abs.9: 
Zur Erleichterung der elektronischen Angebotsabgabe / Abgabe der Bewerbungen wurde ne-
ben der bisherigen qualifizierten elektronischen Signatur nunmehr auch die fortgeschrittene 
elektronische Signatur nach dem Signaturgesetz in Verbindung mit den Anforderungen des 
Auftraggebers als Wahloption für die Auftraggeber vorgesehen. 
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§ 5 Vergabeverfahren 
zu Abs.1: 
Die Durchführung des Verhandlungsverfahrens in mehreren Stufen war bisher nicht explizit 
geregelt. Soll von dieser Möglichkeit Gebrauch gemacht werden, so ist darauf zu achten, dass 
hierauf in der Bekanntmachung oder bei der Aufforderung zur Verhandlung / Angebotsabga-
be hinzuweisen ist. 
zu Abs.2 e), 2.Spiegelstrich: 
Gegenüber der bisherigen Regelung der VOF, wurde der Ausnahmetatbestand dafür, dass 
zusätzliche Dienstleistungen im Verhandlungsverfahren ohne vorherige Bekanntmachung 
vergeben werden können, enger gefasst (anstatt „Verbesserung“ neu „Vollendung“) 
 

§ 8 Aufgabenbeschreibung 
zu Abs.2 und 3: 
Um einen größtmöglichen Wettbewerb zu gewährleisten, wurden die technischen Anforde-
rungen an den Auftragsgegenstand geöffnet. Bei der Verwendung der Technischen Spezifika-
tionen gemäß Anhang TS sind diese in der, gemäß § 8 Abs. 2 Nr. 1 a)-e), aufgelisteten Rang-
folge zu verwenden. Die ursprüngliche Ausnahmeregelung von der Bezugnahme auf gemein-
schaftsrechtliche technische Spezifikationen ist entfallen.  
Um Bietern die Möglichkeit zu geben, die Gleichwertigkeit ihrer Leistung mit allen ihnen zur 
Verfügung stehenden Mitteln nachzuweisen, ist jede Bezugnahme auf technische Spezifikati-
onen mit dem Zusatz „oder gleichwertig“ zu versehen.  
Ist der Aufforderung zur Angebotsabgabe eine Leistungsbeschreibung beigefügt, so ist in die 
Vorbemerkung zum Leistungsverzeichnis folgender Hinweis aufzunehmen:  

"Soweit im Leistungsverzeichnis auf Technische Spezifikationen (z.B. nationale Nor-
men, mit denen europäische Normen umgesetzt werden, europäische technische Zulas-
sungen, gemeinsame technische Spezifikationen, internationale Normen) Bezug ge-
nommen wird, werden auch ohne den ausdrücklichen Zusatz: "oder gleichwertig", im-
mer gleichwertige Technische Spezifikationen in Bezug genommen." 

zu Abs.4 
Neu aufgenommen wurde die Möglichkeit Technische Spezifikationen als Leistungs- und 
Funktionsanforderungen zu formulieren. Auch die Kombination von Leistungs- oder Funkti-
onsanforderungen und die Bezugnahme auf die in Anhang TS definierten technischen Spezi-
fikationen wurde ermöglicht. Weiterhin wurden Vorgaben an die Auftraggeber festgelegt, um 
Bietern die Möglichkeit zu geben, die Gleichwertigkeit ihrer Leistung mit allen ihnen zur 
Verfügung stehenden Mitteln nachzuweisen. 
zu Abs.5 
Auftraggeber, die in die Technischen Spezifikationen für die zu beschreibende Leistung Um-
weltanforderungen aufnehmen möchten, können hierfür den Nachweis von Umweltgütezei-
chen festlegen, wenn diese die Kriterien des § 8 Abs.5 a)-d) erfüllen. Auch hier muss der Auf-
traggeber andere gleichwertige Nachweise, die durch einen Bewerber vorgelegt werden,  an-
erkennen. 
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§ 9 Bekanntmachungen 
zu Abs.1 und 5: 
Die Bekanntmachungsmuster sind nicht mehr als Anhang der VOF beifügt, sondern nur noch 
über http://simap.eu.int abrufbar. 
Öffentliche Auftraggeber haben die Möglichkeit sich im Internet auf ihrer Webseite ein Be-
schafferprofil einzurichten. Hier können Angaben über geplante, laufende oder abgeschlosse-
ne Vergabeverfahren eingestellt werden. Soll die Vorinformation über den im jeweiligen 
Haushaltsjahr geplanten Gesamtauftragswert für freiberufliche Leistungen auch über das Be-
schafferprofil erfolgen, ist dies dem Amt für amtliche Veröffentlichungen der Europäischen 
Gemeinschaften mitzuteilen. 
zu Abs.4: 
Werden die Bekanntmachungen elektronisch erstellt und dem Amt für amtliche Veröffentli-
chungen der Europäischen Gemeinschaften übermittelt, gilt eine verkürzte Frist (spätestens 
fünf Tage nach Absendung der Bekanntmachung) für die Veröffentlichung. 
 
§ 10 Auswahl der Bewerber 
zu Abs.3: 
Die  Regelungen zur Behandlung von Nachweisen über die Einhaltung von Qualitätssiche-
rungsverfahren gem. Art. 49 VKR wurde neu in § 10 Abs.3 aufgenommen. Grundsätzlich ist 
zu beachten, dass nur solche Nachweise gefordert werden dürfen, wie sie durch den Gegen- 
stand des Auftrags gerechtfertigt sind. 
 
§ 11 Ausschlusskriterien: 
zu Abs.1-3: 
Die Regelung über den Ausschluss von Bewerbern aus dem Vergabeverfahren wurden durch 
Kriterien, die zu einem zwingen Ausschluss führen, ergänzt. Die in Artikel 45 VKR benann-
ten Tatbestände wurden in die nationalen Straf- und Ordnungswidrigkeitennormen umgesetzt 
und im Gleichklang mit der VOL/A und VOB/A eingearbeitet. 
 

§ 12 Nachweis der finanziellen und wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit 
zu Abs.3 
Gemäß Artikel 47 Abs. 2 VKR können Bewerber auf die Kapazitäten anderer Unternehmen zurück-
greifen. Der Bewerber muss jedoch den Nachweis führen können, dass ihm diese Mittel zur Verfü-
gung stehen. Durch diese Neuregelung ist damit grundsätzlich immer auch die Teilnahme von z.B. 
Generalunternehmer oder Generalübernehmer am Vergabeverfahren möglich. Der Einsatz von Nach-
unternehmern darf nicht mehr ausgeschlossen werden. 
zu Abs.4  
Zum Nachweis der technischen und beruflichen Leistungsfähigkeit können öffentliche Auftraggeber 
Nachweise über die Einhaltung von Umweltmanagementmaßnahmen, in Umsetzung des Art. 
50 VKR fordern. Die Vorlage gleichwertiger Nachweise ist anzuerkennen. 
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§ 13 Fachliche Eignung 
zu Abs.3: 
Analog der Regelung zu § 12 Abs.3 VOF können sich Bewerber auch hinsichtlich der technischen und 
beruflichen Leistungsfähigkeit auf die Kapazitäten anderer Unternehmen berufen (Art. 48 VKR). 
 
§ 14 Fristen 
zu Abs.1 und 2: 
Nutzt der Auftraggeber die elektronische Übermittlung von Bekanntmachungen, kann er die 
Fristen für den Antrag auf Teilnahme verkürzen. 
Dabei verkürzt sich die Regelfrist gem. § 14 Abs.1, um 7 Tage und die aufgrund von Dringlichkeit 
verkürzte Bewerbungsfrist, gem. § 14 Abs.2, um weitere 5 Tage. 
 
§ 16 Aufforderung zur Verhandlung Auftragserteilung 
Die Regelung des § 16 wurde neu strukturiert und dem chronologischen Ablauf des Verhandlungsver-
fahrens angepasst. 
zu Abs.2: 
Gemäß Art. 53 Abs.2 VKR ist nunmehr die Gewichtung der Auftragskriterien zwingend bekannt zu 
geben. 
zu Abs.3: 
Gemäß Art. 53 Abs.1 Buchstabe b), wurde die Möglichkeit Umwelteigenschaften als Auftragskriteri-
um aufzunehmen. Dabei ist zu beachten, dass der Zuschlag grundsätzlich auf das wirtschaft-
lich günstigste Angebot zu erteilen ist. Die Umweltkriterien müssen mit dem Auftragsgegens-
tand zusammenhängen, dem Auftraggeber keine unbeschränkte Wahlfreiheit einräumen,  aus-
drücklich erwähnt sein und dürfen die Wettbewerbsprinzipien nicht verletzen (Erwägungs-
grund (1) VKR). 
zu Abs.4: 
In Absatz 4 wurde gem. Art. 44 Abs.1 VKR klargestellt, dass die Auftragsvergabe aufgrund 
der bekannt gegebenen Auftragskriterien erfolgt. Die ausgehandelten Auftragsbedingungen 
müssen sich im Rahmen der festgelegten Auftragskriterien bewegen und dürfen diese nicht 
grundsätzlich verändern oder ergänzen. 
 
§ 17 Vergebene Aufträge 
zu Abs.4 
Die Mitteilungspflicht des Auftraggebers wurde nochmals hervorgehoben durch die Formulie-
rung, dass den Bewerbern, die dies schriftlich beantragen, unverzüglich spätestens innerhalb 
von 15 Tagen nach Eingang ihres Antrages die Gründe für die Ablehnung mitzuteilen sind. 
zu Abs.5 
Satz 2 wurde in der Wortwahl entsprechend Abs.4 angepasst („Den Bewerbern teilt der Auf-
traggeber unverzüglich  die Gründe mit,…“) 
 
§ 18 Vergabevermerk 
Ein formalisierter und umfassender Vergabevermerk gewährleistet eine spätere Nachprüfbar-
keit der Richtigkeit von Feststellungen und getroffenen Entscheidungen sowohl gegenüber 
den Bewerbern, als auch gegenüber Rechnungsprüfungsbehörden, Zuwendungsgebern sowie 
der EG-Kommission. Dieser ist auch bei mit elektronischen Mitteln durchgeführten Vergabe-
verfahren zu erstellen. 
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§ 19 Melde- und Berichtspflichten 
Um stets auf die aktuelle Höhe der Schwellenwerte Bezug nehmen zu können, wurden alle 
konkreten Zahlenwerte durch Verweise auf die jeweiligen Paragraphen der VgV, in denen die 
Höhe der Schwellenwerte jeweils angepasst werden, ersetzt. 
 
§ 20 Wettbewerbe 
zu Abs.7: 
Die Regelungen über Wettbewerbe werden in der VKR ausführlicher gegenüber der Dienst-
leistungsrichtlinie 92/50/EWG behandelt und in einem eigenen Titel aufgeführt. Dabei wurde 
neu aufgenommen, dass das Preisgericht einen Bericht zu erstellen hat. Diese Regelung, die 
sich in der VOF auch bisher schon unter § 25 Abs.6, Planungswettbewerbe, wiederfindet, 
wurde nun auch in den allgemeinen Regelungen über Wettbewerbe berücksichtigt. 
 
Anhänge 
Anhang I, Teile A und B 
Es wurden zusätzlich die CPV-Referenznummern aufgenommen. 
 
Anhang II  
Es wurde ein neuer Anhang II eingeführt, um den Text der VOF von den technischen Vorga-
ben für die elektronische Vergabe zu entlasten, siehe auch § 4 VOF. 
 
Technische Spezifikationen 
Zu den Änderungen wird auf die Anmerkungen zu § 8 VOF verwiesen. 
 
 

III. Inkrafttreten 

Die VOF Ausgabe 2006 löst die VOF Ausgabe 2002 ab. Die Anwendung der VOF Ausgabe 
2006 wird durch die Verweisungen in § 5 VgV zum Zeitpunkt des Inkrafttretens der 3. Ände-
rungsverordnung der VgV zum 01. November 2006 verbindlich vorgeschrieben. Mit Bezugs-
erlass 2 wurde die Anwendung der VOF Ausgabe 2006 ebenfalls zum 1. November 2006 vor-
geschrieben. 
Der Bezugserlass 1 vom  <BS 11 – O 1095 – 524> 12. Februar 2003 wurde bereits mit Be-
zugserlass 2 <B 15 O -1095-524> vom 30. Oktober 2006 aufgehoben. 
 
 
 
Im Auftrag 

 

 

Michael Halstenberg 
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Anhang zum Einführungserlass zur Verdingungsordnung für freiberufliche Leistungen 
(VOF) -Ausgabe 2006, <B15 O-1095-524> 
 

Synopse (Die Änderungen sind durch Fettdruck hervorgehoben.) 
 
 
§ 2 Anwendungsbereich: 
 
§ 2 „neu“ § 2 „alt“ 

(1) die Bestimmungen der VOF sind auf die Ver-
gabe von Leistungen  im Sinne des § 1 anzuwen-
den, soweit sie im Anhang IA und im Anhang IB 
genannt sind. Für die Vergabe der in Anhang IB 
genannten Leistungen gelten nur § 8 Abs. 2 bis 7 
und § 17. 

(1) die Bestimmungen der VOF sind auf die Ver-
gabe von Leistungen  im Sinne des § 1 anzuwen-
den, soweit sie im Anhang IA und im Anhang IB 
genannt sind. Für die Vergabe der in Anhang IB 
genannten Leistungen gelten nur §8 Abs. 2 und § 
17. 

(2) Die Bestimmungen der VOF sind anzuwen-
den, sofern der Auftragswert die Werte für 
Dienstleistungen oder Wettbewerbe ohne Um-
satzsteuer nach § 2 Vergabeverordnung er-
reicht oder übersteigt und soweit sich nicht aus 
§ 5 der Vergabeverordnung anderes ergibt. 
Eindeutig und erschöpfend beschreibbare freibe-
rufliche Leistungen sind nach der Verdingungs-
ordnung für Leistungen (VOL) zu vergeben. 
 

(2) Die Bestimmungen der VOF sind anzuwen-
den, sofern der Auftragswert die folgenden Werte 
für Dienstleistungen oder Wettbewerbe ohne 
Umsatzsteuer erreicht oder übersteigt und soweit 
sich nicht aus § 5 der Vergabeverordnung ande-
res ergibt. 
- 130 000 Euro für Dienstleistungen nach § 2 der 
Vergabeverordnung 
- 200 000 Euro für alle anderen Dienstleistungen 
Eindeutig und erschöpfend beschreibbare Leis-
tungen sind nach der Verdingungsordnung für 
Leistungen (VOL) zu vergeben. 

(3) Die Vergabe folgender Aufträge ist von den 
Bestimmungen ausgenommen: 
a) Aufträge über Schiedsgerichts- und Schlich-
tungsleistungen, 
b) Aufträge über Forschungs- und Entwicklungs-
dienstleistungen anderer Art als derjenigen, deren 
Ergebnisse ausschließlich Eigentum des Auftrag-
gebers für seinen Gebrauch bei der Ausübung 
seiner eigenen Tätigkeit sind, sofern die Dienst-
leistung vollständig durch den Auftraggeber ver-
gütet wird. 

(3) Die Vergabe folgender Aufträge ist von den 
Bestimmungen ausgenommen: 
a) Aufträge über Schiedsgerichts- und Schlich-
tungsleistungen, 
b) Aufträge über Forschungs- und Entwicklungs-
dienstleistungen anderer Art als derjenigen, deren 
Ergebnisse ausschließlich Eigentum des Auftrag-
gebers für seinen Gebrauch bei der Ausübung 
seiner eigenen Tätigkeit sind, sofern die Dienst-
leistung vollständig durch den Auftraggeber ver-
gütet wird. 

(4) Aufträge deren Gegenstand Dienstleistungen 
sowohl des Anhangs IA als auch des Anhangs IB 
sind, werden nach den Regelungen für diejenigen 
Dienstleistungen vergeben, deren Wert anteils-
mäßig überwiegt. 

(4) Aufträge deren Gegenstand Dienstleistungen 
sowohl des Anhangs IA als auch des Anhangs IB 
sind, werden nach den Regelungen für diejenigen 
Dienstleistungen vergeben, deren Wert anteils-
mäßig überwiegt. 

 
§ 4 Grundsätze der Vergabe, Informationsübermittlung und Vertraulichkeit der Anträge 
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§ 4 „neu“ § 4 „alt“ 
(1) Aufträge sind unter ausschließlicher Verant-
wortung des Auftraggebers im leistungsbezoge-
nen Wettbewerb an fachkundige, leistungsfähige 
und zuverlässige – und soweit erforderlich befug-
te – Bewerber zu vergeben 

(1) Aufträge sind unter ausschließlicher Verant-
wortung des Auftraggebers im leistungsbezoge-
nen Wettbewerb an fachkundige, leistungsfähige 
und zuverlässige – und soweit erforderlich befug-
te – Bewerber zu vergeben 

(2) Alle Bewerber sind gleich zu behandeln. (2) Alle Bewerber sind gleich zu behandeln. 
(3) Unlautere und wettbewerbsbeschränkende 
Verhaltensweisen sind unzulässig. 

(3) Unlautere und wettbewerbsbeschränkende 
Verhaltensweisen sind unzulässig. 

(4) Die Durchführung freiberuflicher Leistungen 
soll unabhängig von ausführungs- und Lieferinte-
ressen erfolgen. 

(4) Die Durchführung freiberuflicher Leistungen 
soll unabhängig von ausführungs- und Lieferinte-
ressen erfolgen. 

(5) Kleinere Büroorganisationen und Berufsan-
fänger sollen angemessen beteiligt werden. 

(5) Kleinere Büroorganisationen und Berufsan-
fänger sollen angemessen beteiligt werden. 

6) Die Auftraggeber geben in der Bekanntma-
chung oder den Vergabeunterlagen an ob In-
formationen per Post, Telefax, direkt oder 
elektronisch oder in Kombination mit diesen 
kommunikationsmittel übermittelt werden 

 

(7) das für die elektronische Übermittlung 
gewählte Netz muss allgemein verfügbar sein 
und darf den Zugang der Bewerber und Bie-
ter zu den Vergabeverfahren nicht beschrän-
ken. Die dafür zu verwendenden Programme 
und ihre technischen Merkmale müssen 

 

- nicht diskriminierend 
-allgemein zugänglich und 
- kompatibel mit allgemein verbreiteten Er-
zeugnissen der Informations- und Kommuni-
kationstechnologie sein. 

 

(8) Die Auftraggeber haben die Integrität der 
Daten und die Vertraulichkeit der übermittel-
ten Anträge auf Teilnahme am Vergabever-
fahren und der Angebote auf geeignete Weise 
zu gewährleisten. Per Post oder direkt über-
mittelte Anträge auf Teilnahme am Vergabe-
verfahren und Angebote sind in einem ver-
schlossenen Umschlag einzureichen, als solche 
zu kennzeichnen und bis zum Ablauf der für 
ihre Einreichung vorgesehenen Frist unter 
Verschluss zu halten. Bei elektronisch über-
mittelten Angeboten ist dies durch entspre-
chende technische Lösungen nach den Anfor-
derungen des Auftraggebers und durch Ver-
schlüsselung sicherzustellen. Die Verschlüsse-
lung muss bis zum Ablauf der für ihre Einrei-
chung vorgesehenen Frist aufrecht erhalten 
bleiben. 
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(9) Angebote müssen unterschrieben sein, e-
lektronisch übermittelte Angebote sind mit 
einer fortgeschrittenen elektronischen Signa-
tur nach dem Signaturgesetz und den Anfor-
derungen des Auftraggebers oder mit einer 
qualifizierten elektronischen Signatur nach 
dem Signaturgesetz zu versehen. 

 

(10) Anträge auf Teilnahme am Vergabever-
fahren können auch per Telefax oder telefo-
nisch gestellt werden. Werden Anträge auf 
Teilnahme telefonisch oder per Telefax ge-
stellt, sind diese vom Bewerber bis zum Ablauf 
der Frist für die Abgabe der Teilnahmeanträ-
ge durch Übermittlung per Post, direkt oder 
elektronisch zu bestätigen. 

 

(11) Die Auftraggeber haben dafür Sorge zu 
tragen, dass den interessierten Unternehmen 
die Informationen über die Spezifikationen 
der Geräte, die für die elektronische Über-
mittlung der Anträge auf Teilnahme und der 
Angebote erforderlich sind, einschließlich der 
Verschlüsselung zugänglich sind. Außerdem 
muss gewährleistet sein, dass die in Anhang II 
genannten Anforderungen erfüllt sind. 

 

 
§ 5 Vergabeverfahren 

§ 5 „neu“ § 5 „alt“ 

(1) Aufträge über freiberufliche Leistungen sind 
im Verhandlungsverfahren mit vorheriger Verga-
bebekanntmachung zu vergeben. Verhandlungs-
verfahren sind Verfahren, bei denen der Auftrag-
geber ausgewählte Personen anspricht, um über 
die Auftragsbedingungen zu verhandeln. Der 
Auftraggeber kann vorsehen, dass das Ver-
handlungsverfahren in verschiedenen aufein-
ander folgenden Phasen abgewickelt wird, um 
so die Zahl der Angebote, über die verhandelt 
wird, anhand der in der Bekanntmachung 
oder in den Vergabeunterlagen angegebenen 
Zuschlagskriterien zu verringern. In der Be-
kanntmachung oder in den Vergabeunterla-
gen ist anzugeben, ob diese Möglichkeit in 
Anspruch genommen wird. 

(1) Aufträge über freiberufliche Leistungen sind 
im Verhandlungsverfahren mit vorheriger Verga-
bebekanntmachung zu vergeben. Verhandlungs-
verfahren sind Verfahren, bei denen der Auftrag-
geber ausgewählte Personen anspricht, um über 
die Auftragsbedingungen zu verhandeln. 

(2) die Auftraggeber können in den folgenden 
Fällen Aufträge im Verhandlungsverfahren ohne 
vorherige Vergabebekanntmachung vergeben: 

(2) die Auftraggeber können in den folgenden 
Fällen Aufträge im Verhandlungsverfahren ohne 
vorherige Vergabebekanntmachung vergeben: 
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a) sofern der Gegenstand des Auftrags eine be-
sondere Geheimhaltung erfordert, 

a) sofern der Gegenstand des Auftrags eine be-
sondere Geheimhaltung erfordert 

b) wenn die Dienstleistungen aus technischen 
oder künstlerischen Gründen oder aufgrund des 
Schutzes von Ausschließlichkeitsrechten nur von 
einer bestimmten Person ausgeführt werden kön-
nen, 

b) wenn die Dienstleistungen aus technischen 
oder künstlerischen Gründen oder aufgrund des 
Schutzes von Ausschließlichkeitsrechten nur 
vorn einer bestimmten Person ausgeführt werden 
können, 

c) wenn im Anschluss an einen Wettbewerb im 
Sinne der §§ 20 und 25 der Auftrag gemäß den 
einschlägigen Bestimmungen an den Gewinner 
oder an einen Preisträger des Wettbewerbs ver-
geben werden muss. Im letzteren Fall müssen alle 
Preisträger des Wettbewerbs zur Teilnahme an 
den Verhandlungen aufgefordert werden. 

c) wenn im Anschluss an einen Wettbewerb im 
Sinne der §§ 20 und 25 der Auftrag gemäß den 
einschlägigen Bestimmungen an den Gewinner 
oder an einen Preisträger des Wettbewerbs ver-
geben werden muss. im letzteren Fall müssen alle 
Preisträger des Wettbewerbs zur Teilnahme an 
den Verhandlungen aufgefordert werden. 

d) soweit dies unbedingt erforderlich ist, wenn 
dringende, zwingende Gründe im Zusammen-
hang mit Ereignissen, die der betreffende Auf-
traggeber nicht voraussehen konnte, es nicht 
zulassen, die vorgeschriebenen Fristen gemäß  
§ 14 einzuhalten. Die Umstände zur Begründung 
der zwingenden Dringlichkeit dürfen auf keinen 
Fall dem Auftraggeber zuzuschreiben sein. 

d) soweit dies unbedingt erforderlich ist, wenn 
dringende, zwingende Gründe im Zusammen-
hang mit Ereignissen, die der betreffende Auf-
traggeber nicht voraussehen konnte, es nicht zu-
lassen, die vorgeschriebenen Fristen einzuhalten. 
Die Umstände zur Begründung der zwingenden 
Dringlichkeit dürfen auf keinen Fall dem Auf-
traggeber zuzuschreiben sein. 

e) für zusätzliche Dienstleistungen, die weder in 
dem der Vergabe zugrunde liegenden Entwurf 
noch im zuerst geschlossenen Vertrag vorgese-
hen sind, die aber wegen eines unvorhergesehe-
nen Ereignisses zur Ausführung der darin be-
schriebenen Dienstleistungen erforderlich sind, 
sofern der Auftrag an eine Person vergeben wird, 
die diese Dienstleistungen erbringt, 
- wenn sich die zusätzlichen Dienstleistungen in 
technischer und wirtschaftlicher Hinsicht nicht 
ohne wesentlichen Nachteil für den Auftraggeber 
vom Hauptauftrag trennen lassen oder  
- wenn diese Dienstleistungen zwar von der Aus-
führung des ursprünglichen Auftrags getrennt 
werden können, aber für dessen Vollendung 
unbedingt erforderlich sind. 
Der Gesamtwert der Aufträge für die zusätzli-
chen Dienstleistungen darf jedoch 50 v.H. des 
Wertes des Hauptauftrages nicht überschreiten. 

e) für zusätzliche Dienstleistungen, die weder in 
dem der Vergabe zugrunde liegenden Entwurf 
noch im zuerst geschlossenen Vertrag vorgese-
hen sind, die aber wegen eines unvorhergesehe-
nen Ereignisses zur Ausführung der darin be-
schriebenen Dienstleistungen erforderlich sind, 
sofern der Auftrag an eine Person vergeben wird, 
die diese Dienstleistungen erbringt, 
- wenn sich die zusätzlichen Dienstleistungen in 
technischer und wirtschaftlicher Hinsicht nicht 
ohne wesentlichen Nachteil für den Auftraggeber 
vom Hauptauftrag trennen lassen oder  
- wenn diese Dienstleistungen zwar von der Aus-
führung des ursprünglichen Auftrags getrennt 
werden können, aber für dessen Verbesserung 
unbedingt erforderlich sind. 
Der Gesamtwert der Aufträge für die zusätzli-
chen Dienstleistungen darf jedoch 50 v.H. des 
Wertes des Hauptauftrages nicht überschreiten. 
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f) bei neuen Dienstleistungen, die in der Wieder-
holung gleichartiger Leistungen bestehen, die 
durch den gleichen Auftraggeber an die Person 
vergeben werden, die den ersten Auftrag erhalten 
hat, sofern sie einem Grundentwurf entsprechen 
und dieser Entwurf Gegenstand des ersten Auf-
trags war. Die Möglichkeit der Anwendung die-
ses Verfahrens muss bereits in der Bekanntma-
chung des ersten Vorhabens angegeben werden. 
§ 3 bleibt unberührt. Dieses Verfahren darf je-
doch nur binnen drei Jahren nach Abschluss des 
ersten Auftrags angewandt werden. 

 

 
§ 8 Aufgabenbeschreibung 
 
§ 8 „neu“ § 8 „alt“ 
(1) Die Aufgabenbeschreibung ist so zu be-
schreiben, dass alle Bewerber die Beschreibung 
im gleichen Sinne verstehen können. 

(1) Die Aufgabenbeschreibung ist so zu be-
schreiben, dass alle Bewerber die Beschreibung 
im gleichen Sinne verstehen können. 

(2) Bei der Beschreibung der Aufgabenstel-
lung sind technische Anforderungen zu for-
mulieren:  

1. entweder unter Bezugnahme auf die An-
hang TS definierten technischen Spezifikati-
onen in der Rangfolge: 

(2) Bei der Beschreibung der Aufgabenstellung 
sind die technischen Anforderungen unter Be-
zugnahme auf europäische Spezifikationen fest-
zulegen; es gelten die im Anhang TS vorgesehe-
nen Regelungen. 

a) - nationale Normen mit denen europäi-
sche Normen umgesetzt werden, 
b) - europäische technische Zulassungen, 
c) - gemeinsame technische Spezifikationen, 
d) internationale Normen und andere tech-
nische Bezugssysteme, die von den europäi-
schen Normungsgremien erarbeitet wurden 
oder, 
e) falls solche Normen und Spezifikationen 
fehlen, nationale Normen, nationale techni-
sche Zulassungen oder nationale technische 
Spezifikationen für die Planung, Berech-
nung und Ausführung von Bauwerken und 
den Einsatz von Produkten. 

Jede Bezugnahme ist mit dem Zusatz „oder 
gleichwertig“ zu versehen; 

(3) Alle die Erfüllung der Aufgabenstellung be-
einflussenden Umstände sind anzugeben, insbe-
sondere solche, die dem Auftragnehmer ein un-
gewöhnliches Wagnis aufbürden oder auf die er 
keinen Einfluss hat und deren Einwirkung auf die 
Honorare oder Preise und Fristen er nicht im 
Voraus abschätzen kann. § 16 Abs.3 ist zu be-
rücksichtigen. 

2. oder in Form von Leistungs- oder Funkti-
onsanforderungen, die so genau zu fassen 
sind, dass sie den Bewerbern oder Bietern ein 
klares Bild vom Auftragsgegenstand vermit-
teln und dem Auftraggeber die Erteilung des 
Zuschlags ermöglichen 
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3. oder als Kombination von Nummer 1 und 
2, das heißt 

a) in Form von Leistungsanforderungen un-
ter Bezugnahme auf die Spezifikationen 
gemäß Nummer 1 als Mittel zur Vermutung 
der Konformität mit diesen Leistungs- oder 
Funktionsanforderungen; 
b) oder mit Bezugnahme auf die Spezifika-
tionen gemäß Nummer 1 hinsichtlich be-
stimmter Merkmale und mit Bezugnahme 
auf die Leistungs- und Funktionsanforde-
rungen gemäß Nummer 2 hinsichtlich ande-
rer Merkmale. 

 

(3) Verweist der Auftraggeber in der Aufga-
benbeschreibung auf die in Absatz 2 Nummer 
1 Buchstabe a genannten technischen Anfor-
derungen, so darf er ein Angebot nicht mit der 
Begründung ablehnen, die angebotene Dienst-
leistung entsprächen nicht den Spezifikatio-
nen, sofern der Bieter in seinem Angebot dem 
Auftraggeber mit geeigneten Mitteln nach-
weist, dass die von ihm vorgeschlagenen Lö-
sungen den Anforderungen der technischen 
Spezifikation, auf die Bezug genommen wur-
de, gleichermaßen entsprechen. Als geeignetes 
Mittel gelten insbesondere eine technische 
Beschreibung des Herstellers oder ein Prüfbe-
richt einer anerkannten Stelle. 

 

(4) Legt der Auftraggeber die technischen 
Anforderungen in Form von Leistungs- oder 
Funktionsanforderungen fest, so darf er ein 
Angebot, das einer nationalen Norm, mit der 
eine europäische Norm umgesetzt wird, oder 
einer europäischen technischen Zulassung, 
einer gemeinsamen technischen Spezifikation, 
einer internationalen Norm oder einem tech-
nischen Bezugssystem, das von den europäi-
schen Normungsgremien erarbeitet wurde, 
entspricht, nicht zurückweisen, wenn diese 
Spezifikationen die geforderten Leistungs- 
oder Funktionsanforderungen betreffen. Der 
Bieter muss in seinem Angebot mit geeigneten 
Mitteln dem Auftraggeber nachweisen, dass 
die der Norm entsprechende jeweilige Dienst-
leistung den Leistungs- und Funktionsanfor-
derungen des Auftraggebers entspricht. Als 
geeignete Mittel gelten eine technische Be-
schreibung des Herstellers oder ein Prüfbe-
richt einer anerkannten Stelle. 
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(5) Schreibt der Auftraggeber Umwelteigen-
schaften in Form von Leistungs- oder Funkti-
onsanforderungen vor, so kann er die Spezifi-
kationen verwenden, die in europäischen, mul-
tinationalen oder anderen Umweltzeichen 
definiert sind, wenn 

 

a) sie sich zur Definition der Merkmale des 
Auftragsgegenstandes eignen, 

 

b) die Anforderungen des Umweltzeichens 
auf der Grundlage von wissenschaftlich ab-
gesicherten Informationen ausgearbeitet 
werden, 

 

c) die Umweltzeichen im Rahmen eines Ver-
fahrens erlassen werden, an dem interessier-
te Kreise wie z.B. staatliche Stellen, Verbrau-
cher, Hersteller, Händler und Umweltorgani-
sationen teilnehmen können und 

 

d) wenn das Umweltzeichen für alle Betrof-
fenen zugänglich und verfügbar ist. 

 

Der Auftraggeber kann in den Vergabeunter-
lagen angeben, dass bei Dienstleistungen, die 
mit einem Umweltzeichen ausgestattet sind, 
vermutet wird, dass sie den in der Leistungs- 
oder Aufgabenbeschreibung festgelegten tech-
nischen Anforderungen genügen. Der Auf-
traggeber muss jedes andere geeignete Be-
weismittel, wie technische Unterlagen des Her-
stellers oder Prüfberichte anerkannter Prüf-
stellen, akzeptieren. 

 

(6) Anerkannte Stellen sind die Prüf- und 
Eichlaboratorien im Sinne des Eichgesetzes 
sowie die Inspektions- und Zertifizierungsstel-
len, die mit den anwendbaren europäischen 
Normen übereinstimmen. Der Auftraggeber 
erkennt Bescheinigungen von in anderen Mit-
gliedstaaten ansässigen anerkannten Stellen 
an. 
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(7) Soweit es nicht durch den Auftragsgegens-
tand gerechtfertigt ist, darf in den technischen 
Spezifikationen nicht auf eine bestimmte Pro-
duktion oder Herkunft oder ein besonderes 
Verfahren oder auf Marken, Patente, Typen 
eines bestimmten Ursprungs oder einer be-
stimmten Produktion verwiesen werden, wenn 
dadurch bestimmte Unternehmen oder be-
stimmte Produkte begünstigt oder ausge-
schlossen werden. Solche Verweise sind jedoch 
ausnahmsweise zulässig, wenn der Auftrags-
gegenstand nicht hinreichend genau und all-
gemein verständlich beschrieben werden 
kann; solche Verweise sind mit dem Zusatz 
„oder gleichwertig“ zu versehen. 

 

(8) Alle die Erfüllung der Aufgabenstellung be-
einflussenden Umstände sind anzugeben, insbe-
sondere solche, die dem Auftragnehmer ein un-
gewöhnliches Wagnis aufbürden oder auf die er 
keinen Einfluss hat und deren Einwirkung auf die 
Honorare oder Preise und Fristen er nicht im 
Voraus abschätzen kann. § 16 Abs.2 ist zu be-
rücksichtigen. 

 

 
§ 9 Bekanntmachungen 
 
§ 9 „neu“ § 9 „alt“ 
(1) Die Auftraggeber veröffentlichen sobald wie 
möglich nach Beginn des jeweiligen Haushalts-
jahres eine unverbindliche Bekanntmachung 
unter Verwendung des Musters nach Anhang 
I der Verordnung (EG) Nr. 1564/2005 im 
Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 
oder in ihren Beschafferprofilen nach Absatz 
5 über den vorgesehenen Gesamtwert der Aufträ-
ge für freiberufliche Leistungen nach Anhang I 
A, die in den folgenden zwölf Monaten vergeben 
werden sollen, sofern der nach § 3 geschätzte 
Wert mindestens 750 000 Euro beträgt. Veröf-
fentlicht der Auftraggeber eine Vorinformati-
on im Beschafferprofil, meldet er dies dem 
Amt für amtliche Veröffentlichungen der Eu-
ropäischen Gemeinschaften 

(1) die Auftraggeber veröffentlichen sobald wie 
möglich nach Beginn des jeweiligen Haushalts-
jahres eine unverbindliche Bekanntmachung über 
den vorgesehenen Gesamtwert der Aufträge für 
freiberufliche Leistungen nach Anhang IA, die in 
den folgenden zwölf Monaten vergeben werden 
sollen, sofern der §3 geschätzte wert mindestens 
750.000 Euro beträgt. 

(2) Die Auftraggeber, die einen Auftrag für eine 
freiberufliche Leistung nach § 5 Abs. 1 vergeben 
wollen, teilen ihre Absicht durch Bekanntma-
chung entsprechend den Mustern des Anhangs 
II der Verordnung (EG) Nr. 1564/2005 mit. 

(2) Die Auftraggeber, die einen Auftrag für eine 
freiberufliche Leistung nach § 5 Abs. 1 vergeben 
wollen, teilen ihre Absicht durch Bekanntma-
chung mit. 
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(3) Bekanntmachungen sind auf elektroni-
schem oder anderem Wege unverzüglich dem 
Amt für amtliche Veröffentlichungen der Eu-
ropäischen Gemeinschaften zu übermitteln. 
Soweit keine elektronische Übermittlung der 
Bekanntmachung erfolgt, darf der Inhalt der 
Bekanntmachung rund 650 Wörter nicht ü-
berschreiten. In Fällen besonderer Dringlich-
keit muss die Bekanntmachung mittels Telefax 
oder auf elektronischem Weg übermittelt 
werden. Der Auftraggeber muss den Tag der 
Absendung der Bekanntmachung nachweisen 
können. 
 

(3) Bekanntmachungen werden ungekürzt im 
Amtsblatt der europäischen Gemeinschaften und 
in der Datenbank TED in ihren Originalsprachen 
veröffentlicht. In den Amtsblättern oder der Pres-
se des Landes des Auftraggebers darf die Be-
kanntmachung nicht vor dem Tag der Absendung 
an das Amt für die amtlichen Veröffentlichungen 
der Europäischen Gemeinschaften veröffentlicht 
werden; der Auftraggeber muss den Tag der Ab-
sendung der Bekanntmachung nachweisen kön-
nen. Bei der Veröffentlichung ist dieser Zeit-
punkt anzugeben. Die Veröffentlichung darf nur 
die im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaf-
ten veröffentlichten Angaben enthalten. 

(4) Elektronisch erstellte und übermittelte 
Bekanntmachungen werden spätestens fünf 
Tage nach ihrer Absendung an das Amt für 
amtliche Veröffentlichungen veröffentlicht. 
Nicht elektronisch erstellte und übermittelte 
Bekanntmachungen werden spätestens zwölf 
Tage nach der Absendung veröffentlicht. Die 
Bekanntmachungen werden ungekürzt im 
Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 
in ihren Originalsprachen veröffentlicht. In 
den Amtsblättern oder der Presse des Landes 
des Auftraggebers darf die Bekanntmachung 
nicht vor dem Tag der Absendung an das Amt 
für die amtlichen Veröffentlichungen der Eu-
ropäischen Gemeinschaften veröffentlicht 
werden; Bei der Veröffentlichung ist dieser 
Zeitpunkt anzugeben. Die Veröffentlichung 
darf nur die im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften oder die in einem Beschaf-
ferprofil nach Absatz 5 veröffentlichten An-
gaben enthalten. 

(4) Die Bekanntmachungen werden entsprechend 
den Mustern des Anhangs II erstellt. Ihre Länge 
darf eine Seite des Amtsblatts der Europäischen 
Gemeinschaften, d.h. rund 650 Worte, nicht ü-
berschreiten. Die Bekanntmachungen sind unver-
züglich auf dem geeignetsten Wege dem Amt für 
amtliche Veröffentlichungen der Europäischen 
Gemeinschaften zuzuleiten. In den Fällen beson-
derer Dringlichkeit muss die Bekanntmachung 
mittels Telekopie, Telegramm oder Fernschreiber 
übermittelt werden. 

(5) Die Auftraggeber können im Internet ein 
Beschafferprofil einrichten. Es enthält Anga-
ben über geplante und laufende Vergabever-
fahren, über vergebene Aufträge sowie alle 
sonstigen für die Auftragsvergabe relevanten 
Informationen wie zum Beispiel Kontaktstelle, 
Telefon- und Telefaxnummer, Anschrift, E-
Mail-Adresse des Auftraggebers. 
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§ 10 Auswahl der Bewerber 
 
§ 10 „neu“ § 10 „alt“ 
(1) Der Auftraggeber wählt anhand der erteilten 
Auskünfte über die Eignung der Bewerber sowie 
anhand der Auskünfte und Formalitäten, die zur 
Beurteilung der von diesen zu erfüllenden wirt-
schaftlichen und technischen Mindestanforde-
rungen erforderlich sind, unter den Bewerbern, 
die nicht aufgrund des  
§ 11 ausgeschlossen wurden und die die in den 
§§ 12 und 13 genannten Anforderungen erfüllen, 
diejenigen aus, die er zur Verhandlung auffor-
dert. 

(1) Der Auftraggeber wählt anhand der erteilten 
Auskünfte über die Eignung der Bewerber sowie 
anhand der Auskünfte und Formalitäten, die zur 
Beurteilung der von diesen zu erfüllenden wirt-
schaftlichen und technischen Mindestanforde-
rungen erforderlich sind, unter den Bewerbern, 
die nicht aufgrund des  
§ 11 ausgeschlossen wurden und die die in den 
§§ 12 und 13 genannten Anforderungen erfüllen, 
diejenigen aus, die er zur Verhandlung auffor-
dert. 

(2) Die Zahl der zur Verhandlung aufgeforderten 
Bewerber darf bei hinreichender Anzahl geeigne-
ter Bewerber nicht unter drei liegen. 

(2) Die Zahl der zur Verhandlung aufgeforderten 
Bewerber darf bei hinreichender Anzahl geeigne-
ter Bewerber nicht unter drei liegen. 

(3) Der Auftraggeber hat in der Bekanntmachung 
anzugeben, welche Nachweise über die finanziel-
le, wirtschaftliche oder fachliche Eignung oder 
welche anderen Nachweise vom Bewerber zu 
erbringen sind. Verlangt der Auftraggeber zum 
Nachweis dafür, dass die Bewerber bestimmte 
Qualitätssicherungsnormen erfüllen, die Vor-
lage von Bescheinigungen von unabhängigen 
Qualitätsstellen, so nehmen sie auf Qualitäts-
sicherungsnachweisverfahren Bezug, die den 
einschlägigen europäischen Normen entspre-
chen und von entsprechenden Stellen gemäß 
den europäischen Zertifizierungsnormen zer-
tifiziert sind. Gleichwertige Bescheinigungen 
aus anderen EG-Mitgliedstaaten sind anzuer-
kennen. Die Auftraggeber erkennen auch an-
dere gleichwertige Nachweise für Qualitätssi-
cherungsmaßnahmen an. 

(3) Der Auftraggeber hat in der Bekanntmachung 
anzugeben, welche Nachweise über die finanziel-
le, wirtschaftliche oder fachliche Eignung oder 
welche anderen Nachweise vom Bewerber zu 
erbringen sind. 

(4) Die in Absatz 3 vorgesehenen Nachweise 
dürfen nur insoweit gefordert werden, wie es 
durch den Gegenstand des Auftrags gerechtfertigt 
ist. Dabei muss der Auftraggeber die berechtigten 
Interessen der Bewerber am Schutz ihrer techni-
schen, fachlichen oder handelsbezogenen Be-
triebsgeheimnisse berücksichtigen; die Verpflich-
tung zur beruflichen Verschwiegenheit bleibt 
unberührt. 

(4) Die in Absatz 3 vorgesehenen Nachweise 
dürfen nur insoweit gefordert werden, wie es 
durch den Gegenstand des Auftrags gerechtfertigt 
ist. Dabei muss der Auftraggeber die berechtigten 
Interessen der Bewerber am Schutz ihrer techni-
schen, fachlichen oder handelsbezogenen Be-
triebsgeheimnisse berücksichtigen; die Verpflich-
tung zur beruflichen Verschwiegenheit bleibt 
unberührt. 
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§ 11 Ausschlusskriterien: 
 
§ 11 „neu“ § 11 „ alt“ 
(1) Ein Bewerber ist von der Teilnahme an 
einem Vergabeverfahren wegen Unzuverläs-
sigkeit auszuschließen, wenn der Auftraggeber 
Kenntnis davon hat, dass eine Person, deren 
Verhalten dem Unternehmen zuzurechnen ist, 
rechtskräftig verurteilt worden ist: 

Von der Teilnahme am Vergabeverfahren können 
Bewerber ausgeschlossen werden, 

a) die sich im Insolvenzverfahren oder in Liqui-
dation befinden oder ihre Tätigkeit eingestellt 
haben oder sich aufgrund eines in den einzel-
staatlichen Rechtsvorschriften vorgesehenen 
gleichartigen Verfahrens in einer entsprechen-
den Lage befinden, 

a) § 129 des Strafgesetzbuches (Bildung kri-
mineller Vereinigungen), § 129a des Strafge-
setzbuches (Bildung terroristischer Vereini-
gungen), § 129b des Strafgesetzbuches (kri-
minelle und terroristische Vereinigungen im 
Ausland), 

b) die aufgrund eines rechtskräftigen Urteils aus 
Gründen bestraft worden sind, die ihre berufli-
che Zuverlässigkeit in Frage stellen, 
c) die im Rahmen ihrer beruflichen Tätigkeit 
eine schwere Verfehlung begangen haben, die 
vom Auftraggeber nachweislich festgestellt 
wurde, 

b) § 261 des Strafgesetzbuches (Geldwäsche, 
Verschleierung unrechtmäßig erlangter Ver-
mögenswerte), 

d) die ihre Verpflichtung zur Zahlung der Steu-
ern und Abgaben nach den Rechtsvorschriften 
des Mitgliedstaates des Auftraggebers nicht er-
füllt haben, 

c) § 263 des Strafgesetzbuches (Betrug), so-
weit sich die Straftat gegen den Haushalt der 
EG oder gegen Haushalte richtet, die von der 
EG oder in einem Auftrag verwaltet werden, 

e) die sich bei der Erteilung von Auskünften, 
die gemäß den §§ 7, 10, 12 und 13 eingeholt 
werden können, in erheblichem Maß falscher 
Erklärungen schuldig gemacht haben oder diese 
Auskünfte unberechtigterweise nicht erteilen. 

d) § 264 des Strafgesetzbuches (Subventions-
betrug), soweit sich die Straftat gegen den 
Haushalt der EG oder gegen Haushalte rich-
tet, die von der EG oder in ihrem Auftrag 
verwaltet werden, 

 

e) § 334 des Strafgesetzbuches (Bestechung), 
auch in Verbindung mit Artikel 2 des EU-
Bestechungsgesetzes, Artikel 2 §1 des Geset-
zes zur Bekämpfung internationaler Beste-
chung, Artikel 7 Abs.2 Nr.10 des Vierten 
Strafrechtsänderungsgesetzes und § 2 des 
Gesetzes über das Ruhen der Verfolgungs-
verjährung und die Gleichstellung der Rich-
ter und Bediensteten des Internationalen 
Strafgerichtshofes, 

 

f) Artikel 2 § 2 des Gesetzes zur Bekämpfung 
internationaler Bestechung (Bestechung aus-
ländischer Abgeordneter im Zusammenhang 
mit internationalem Geschäftsverkehr). 
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g) § 370 Abgabenordnung, auch in Verbin-
dung mit § 12 des Gesetzes zur Durchfüh-
rung der gemeinsamen Marktorganisationen 
und der Direktzahlungen (MOG), soweit sich 
die Straftat gegen den Haushalt der EG oder 
gegen Haushalte richtet, die von der EG oder 
in ihrem Auftrag verwaltet werden. 

 

Einem Verstoß gegen diese Vorschrift gleich-
gesetzt sind Verstöße gegen entsprechende 
Strafnormen andere Staaten. Ein Verhalten 
einer rechtskräftig verurteilten Person ist ei-
nem Bewerber zuzurechnen, wenn sie für die-
sen Bewerber bei der Führung der Geschäfte 
selbst verantwortlich  gehandelt hat oder ein 
Aufsichts- oder Organisationsverschulden 
gemäß § 130 des Gesetzes über Ordnungswid-
rigkeiten (OWiG) dieser Person im Hinblick 
auf das Verhalten einer anderen für den Be-
werber handelnden, rechtskräftig verurteilten 
Person vorliegt. 

 

(2) Als Nachweis, dass die Kenntnis nach Ab-
satz 1 unrichtig ist und die in Absatz 1  ge-
nannten Fälle nicht vorliegen, akzeptieren die 
Auftraggeber einen Auszug aus dem Bundes-
zentralregister oder  eine gleichwertige Ur-
kunde einer zuständigen Gerichts- oder Ver-
waltungsbehörde des Herkunftslands. Wenn 
eine Urkunde oder Bescheinigung vom Her-
kunftsland nicht ausgestellt oder nicht voll-
ständig alle vorgesehenen Fälle erwähnt, kann 
dies durch eine eidesstattliche Erklärung oder 
eine förmliche Erklärung vor einer zuständi-
gen Gerichts- oder Verwaltungsbehörde, ei-
nem Notar oder einer dafür qualifizierten 
Berufsorganisation des Herkunftslands ersetzt 
werden. 

 

(3) Von einem Ausschluss nach Absatz 1 kann 
nur abgesehen werden, wenn zwingende 
Gründe des Allgemeininteresses vorliegen und 
Andere die Leistung nicht angemessen erbrin-
gen können oder wenn aufgrund besonderer 
Umstände des Einzelfalls der Verstoß die Zu-
verlässigkeit des Bewerbers nicht in Frage 
stellt. 

 

(4)Von der Teilnahme am Vergabeverfahren 
können Bewerber ausgeschlossen werden, 

 



 
 

 

 

SEITE 19 VON 28 

    

a) die sich im Insolvenzverfahren oder in Liqui-
dation befinden oder ihre Tätigkeit eingestellt 
haben oder sich aufgrund eines in den einzel-
staatlichen Rechtsvorschriften vorgesehenen 
gleichartigen Verfahrens in einer entsprechen-
den Lage befinden, 

 

b) die aufgrund eines rechtskräftigen Urteils aus 
Gründen bestraft worden sind, die ihre berufli-
che Zuverlässigkeit in Frage stellen, 

 

c) die im Rahmen ihrer beruflichen Tätigkeit 
eine schwere Verfehlung begangen haben, die 
vom Auftraggeber nachweislich festgestellt 
wurde, 

 

d) die ihre Verpflichtung zur Zahlung der Steu-
ern und Abgaben nach den Rechtsvorschriften 
des Mitgliedstaates des Auftraggebers nicht er-
füllt haben, 

 

e) die sich bei der Erteilung von Auskünften, 
die gemäß den §§ 7, 10, 12 und 13 eingeholt 
werden können, in erheblichem Maß falscher 
Erklärungen schuldig gemacht haben oder diese 
Auskünfte unberechtigterweise nicht erteilen. 

 

 
§ 12 Nachweis der finanziellen und wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit 
 
§12 „neu“ § 12 „alt“ 
(1) Die finanzielle und wirtschaftliche Leistungs-
fähigkeit des Bewerbers kann insbesondere durch 
einen der nachstehenden Nachweise erbracht 
werden: 

(1) Die finanzielle und wirtschaftliche Leistungs-
fähigkeit des Bewerbers kann insbesondere durch 
einen der nachstehenden Nachweise erbracht 
werden, 

a) entsprechende Bankerklärung oder den Nach-
weis entsprechender Berufshaftpflichtversiche-
rungsdeckung, 

a) entsprechende Bankerklärung oder den Nach-
weis entsprechender Berufshaftpflichtversiche-
rungsdeckung, 

b) Vorlage von Bilanzen oder Bilanzauszügen, 
falls deren Veröffentlichung nach dem Gesell-
schaftsrecht des Mitgliedsstaates, in dem der 
Bewerber ansässig ist, vorgeschrieben ist, 

b) Vorlage von Bilanzen oder Bilanzauszügen, 
falls deren Veröffentlichung nach dem Gesell-
schaftsrecht des Mitgliedsstaates, in dem der 
Bewerber ansässig ist, vorgeschrieben ist, 

c) Erklärung über den Gesamtumsatz des Be-
werbers und seinen Umsatz für entsprechende 
Dienstleistungen in den letzten drei Geschäfts-
jahren. 

c) Erklärung über den Gesamtumsatz des Be-
werbers und seinen Umsatz für entsprechende 
Dienstleistungen in den letzten drei Geschäfts-
jahren. 

(2) Kann ein Bewerber aus einem wichtigen 
Grund die vom Auftraggeber geforderten Nach-
weise nicht beibringen, so kann er seine finan-
zielle und wirtschaftliche Leistungsfähigkeit 
durch Vorlage anderer, vom Auftraggeber für 
geeignet erachteter Belege nachweisen. 

(2) Kann ein Bewerber aus einem wichtigen 
Grund die vom Auftraggeber geforderten Nach-
weise nicht beibringen, so kann er seine finan-
zielle und wirtschaftliche Leistungsfähigkeit 
durch Vorlage anderer, vom Auftraggeber für 
geeignet erachteter Belege nachweisen. 
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(3) Ein Bewerber kann sich, auch als Mitglied 
einer Bietergemeinschaft, bei der Erfüllung 
eines Auftrags der Kapazitäten anderer Un-
ternehmen bedienen, ungeachtet des rechtli-
chen Charakters der zwischen ihm und diesen 
Unternehmen bestehenden Verbindungen. Er 
muss in diesem Fall dem Auftraggeber gegen-
über nachweisen, dass ihm die erforderlichen 
Mittel zur Verfügung stehen, in dem er bei-
spielsweise eine entsprechende Verpflich-
tungserklärung dieser Unternehmen vorlegt. 

 

(4) Verlangen die Auftraggeber als Merkmal 
der technischen Leistungsfähigkeit den Nach-
weis dafür, dass die Bewerber bestimmte Nor-
men für das Umweltmanagement erfüllen, die 
Vorlage von Bescheinigungen unabhängiger 
Stellen, so nehmen sie auf das Gemeinschafts-
system für das Umweltmanagement und die 
Umweltbetriebsprüfung (EMAS) oder auf 
Normen für das Umweltmanagement Bezug, 
die auf den einschlägigen europäischen oder 
internationalen Normen beruhen und von 
entsprechenden Stellen zertifiziert sind, die 
dem europäischen Gemeinschaftsrecht oder 
europäischen oder internationalen Zertifizie-
rungsnormen entsprechen. Gleichwertige Be-
scheinigungen von Stellen in anderen Mit-
gliedstaaten sind anzuerkennen. Die Auftrag-
geber erkennen auch andere Nachweise für 
gleichwertige Umweltmanagementmaßnah-
men an, die von den Bewerbern vorgelegt 
werden. 

 

 
§ 13  Fachliche Eignung 
 
§ 13 „neu“ § 13 „alt“ 
(1) Die fachliche Eignung von Bewerbern für die 
Durchführung von Dienstleistungen kann insbe-
sondere aufgrund ihrer Fachkunde, Leistungsfä-
higkeit, Erfahrung und Zuverlässigkeit beurteilt 
werden. 

(1) Die fachliche Eignung von Bewerbern für die 
Durchführung von Dienstleistungen kann insbe-
sondere aufgrund ihrer Fachkunde, Leistungsfä-
higkeit, Erfahrung und Zuverlässigkeit beurteilt 
werden. 

(2) Der Nachweis der Eignung kann je nach Art, 
Umfang und Verwendungszweck der betreffen-
den Dienstleistungen folgendermaßen erbracht 
werden: 

(2) Der Nachweis der Eignung kann je nach Art, 
Umfang und Verwendungszweck der betreffen-
den Dienstleistungen folgendermaßen erbracht 
werden: 
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a) soweit nicht bereits durch Nachweis der Be-
rufszulassung erbracht, durch Studiennachweise 
und Bescheinigungen über die berufliche Befä-
higung des Bewerbers und/ oder der Führungs-
kräfte des Unternehmens, insbesondere der für 
die Dienstleistungen verantwortlichen Person 
oder Personen, 

a) soweit nicht bereits durch Nachweis der Be-
rufszulassung erbracht, durch Studiennachweise 
und Bescheinigungen über die berufliche Befä-
higung des Bewerbers und/ oder der Führungs-
kräfte des Unternehmens, insbesondere der für 
die Dienstleistungen verantwortlichen Person 
oder Personen, 

b) durch eine Liste der wesentlichen in den letz-
ten drei Jahren erbrachten Leistungen mit An-
gabe des Rechnungswertes, der Leistungszeit 
sowie der öffentlichen oder privaten Auftragge-
ber der erbrachten Dienstleistungen, 
- bei Leistungen für öffentliche Auftraggeber 
durch eine von der zuständigen Behörde aus-
gestellte oder beglaubigte Bescheinigung, 
- bei Leistungen für private Auftraggeber 
durch eine vom Auftraggeber ausgestellte Be-
scheinigung; ist eine derartige Bescheinigung 
nicht erhältlich, so ist eine einfache Erklärung 
des Bewerbers zulässig, 

b) durch eine Liste der wesentlichen in den letz-
ten drei Jahren erbrachten Leistungen mit An-
gabe des Rechnungswertes, der Leistungszeit 
sowie der öffentlichen oder privaten Auftragge-
ber der erbrachten Dienstleistungen, 
bei Leistungen für öffentliche Auftraggeber 
durch eine von der zuständigen Behörde aus-
gestellte oder beglaubigte Bescheinigung, 
bei Leistungen für private Auftraggeber durch 
eine vom Auftraggeber ausgestellte Beschei-
nigung; ist eine derartige Bescheinigung nicht 
erhältlich, so ist eine einfache Erklärung des 
Bewerbers zulässig, 

c) durch Angabe über die technische Leitung, c) durch Angabe über die technische Leitung, 
d) durch eine Erklärung, aus der das jährliche 
Mittel der vom Bewerber in den letzten drei 
Jahren Beschäftigten und die Anzahl seiner 
Führungskräfte in den letzten drei Jahren er-
sichtlich ist, 

d) durch eine Erklärung, aus der das jährliche 
Mittel der vom Bewerber in den letzten drei 
Jahren Beschäftigten und die Anzahl seiner 
Führungskräfte in den letzten drei Jahren er-
sichtlich ist, 

e) durch eine Erklärung, aus der hervorgeht, ü-
ber welche Ausstattung, welche Geräte und 
welche technische Ausrüstung der Bewerber für 
die Dienstleistungen verfügen wird, 

e) durch eine Erklärung, aus der hervorgeht, ü-
ber welche Ausstattung, welche Geräte und 
welche technische Ausrüstung der Bewerber für 
die Dienstleistungen verfügen wird, 

f) durch eine Beschreibung der Maßnahmen des 
Bewerbers zur Gewährleistung der Qualität und 
seiner Untersuchungs- und Forschungsmöglich-
keiten, 

f) durch eine Beschreibung der Maßnahmen des 
Bewerbers zur Gewährleistung der Qualität und 
seiner Untersuchungs- und Forschungsmöglich-
keiten, 

g) sind die zu erbringenden Leistungen komple-
xer Art oder sollten sie ausnahmsweise einem 
besonderen Zweck dienen, durch eine Kontrol-
le, die vom Auftraggeber oder in dessen Namen 
von einer anderen damit einverstandenen zu-
ständigen amtlichen Stelle aus dem Land 
durchgeführt wird, in dem der Bewerber ansäs-
sig ist; diese Kontrolle betrifft die Leistungsfä-
higkeit und erforderlichenfalls die Untersu-
chungs- und Forschungsmöglichkeiten des Be-
werbers sowie die zur Gewährleistung der Qua-
lität getroffenen Vorkehrungen, 

g) sind die zu erbringenden Leistungen komple-
xer Art oder sollten sie ausnahmsweise einem 
besonderen Zweck dienen, durch eine Kontrol-
le, die vom Auftraggeber oder in dessen Namen 
von einer anderen damit einverstandenen zu-
ständigen amtlichen Stelle aus dem Land durch-
geführt wird, in dem der Bewerber ansässig ist; 
diese Kontrolle betrifft die Leistungsfähigkeit 
und erforderlichenfalls die Untersuchungs- und 
Forschungsmöglichkeiten des Bewerbers sowie 
die zur Gewährleistung der Qualität getroffenen 
Vorkehrungen, 

h) durch Angabe des Auftragsanteils, für den 
der Bewerber möglicherweise einen Unterauf-
trag zu erteilen beabsichtigt. 

h) durch Angabe des Auftragsanteils, für den 
der Bewerber möglicherweise einen Unterauf-
trag zu erteilen beabsichtigt. 
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(3) § 12 Abs. 3 gilt entsprechend  
 

§ 14 Fristen 
 
§ 14 „neu“ § 14 „alt“ 
(1) Die vom Auftraggeber festgesetzte Frist für 
den Antrag auf Teilnahme beträgt mindestens 37 
Tage, gerechnet vom Tage der Absendung der 
Bekanntmachung an. Bei elektronisch erstellten 
und übermittelten Bekanntmachungen kann 
diese Frist um sieben Tage verkürzt werden. 

1) Die vom Auftraggeber festgesetzte Frist für 
den Antrag auf Teilnahme beträgt mindestens 37 
Tage, in fällen besonderer Dringlichkeit mindes-
tens 15 Tage, jeweils gerechnet vom Tag der 
Absendung der Bekanntmachung an. 

(2) In den Fällen, in denen wegen der beson-
deren Dringlichkeit die Einhaltung der Min-
destfrist nach Absatz 1 unmöglich ist, beträgt 
die Frist für den Antrag auf Teilnahme min-
destens 15 Tage, gerechnet vom Tag der Ab-
sendung der Bekanntmachung an. Bei elekt-
ronisch erstellten und übermittelten Be-
kanntmachungen beträgt diese Frist mindes-
tens 10 Tage.   

(2) Die Anträge auf Teilnahme an den Verfahren 
zur Auftragsvergabe können durch Brief, Tele-
gramm, Fernkopierer, Telefon oder in sonstiger 
Weise elektronisch übermittelt werden. Erfolgt 
die Übermittlung nicht durch Brief, so sind sie 
durch ein vor Ablauf der in Absatz 1 genannten 
Frist abzusendendes Schreiben zu bestätigen. 

(3) Der Auftraggeber muss rechtzeitig angefor-
derte zusätzliche Auskünfte über die Aufgaben-
stellung spätestens 6 Tage vor Ablauf der Frist 
für den Eingang der Bewerbungen, in Fällen 
besonderer Dringlichkeit spätestens 4 Tage vor 
Ablauf der Bewerbungsfrist, erteilen. 

(3) Der Auftraggeber muss rechtzeitig angefor-
derte zusätzliche Auskünfte über die Aufgaben-
stellung spätestens 6 Tage vor Ablauf der Frist 
für den Eingang der Bewerbungen, in Fällen 
besonderer Dringlichkeit spätestens 4 Tage vor 
Ablauf der Bewerbungsfrist, erteilen. 

(4) Können die Bewerbungen nur nach einer 
Ortsbesichtigung oder Einsichtnahme in Unterla-
gen an Ort und Stelle erstellt werden oder kann 
der Auftraggeber die Auskünfte nicht recht-
zeitig erteilen, so sind die vorgenannten Fristen 
entsprechend zu verlängern. 

(4) Können die Bewerbungen nur nach einer 
Ortsbesichtigung oder Einsichtnahme in Unterla-
gen an Ort und Stelle erstellt werden, so sind die 
vorgenannten Fristen entsprechend zu verlän-
gern. 

 
§ 16 Aufforderung zur Verhandlung, Auftragserteilung 
 
§ 16 „neu“ § 16 „alt“ 
(1)Der Auftraggeber fordert die ausgewählten 
Bewerber gleichzeitig in Textform zur Ver-
handlung auf. Die Aufforderung zur Verhand-
lung enthält mindestens folgendes: 

(1) Der Auftraggeber schließt den Vertrag mit 
dem Bewerber, der aufgrund der ausgehandelten 
Auftragsbedingungen die bestmögliche Leistung 
erwarten lässt. 
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a) die Aufgabenbeschreibung oder die Anga-
be, wie sie elektronisch abrufbar ist und 
b) einen Hinweis auf die veröffentlichte Be-
kanntmachung. 

(2) Bei der Entscheidung über die Auftragsertei-
lung berücksichtigt er auf die erwartete fachliche 
Leistung bezogene Kriterien, insbesondere Quali-
tät, fachlicher oder technischer Wert, Ästhetik, 
Zweckmäßigkeit, Kundendienst und technische 
Hilfe, Leistungszeitpunkt, Ausführungszeitraum 
oder -frist und Preis/Honorar. Ist die zu erbrin-
gende Leistung nach einer gesetzlichen Gebüh-
ren- oder Honorarordnung zu vergüten, ist der 
Preis nur im dort vorgeschriebenen Rahmen zu 
berücksichtigen. 

(2) Die Auftraggeber haben in der Aufgaben-
beschreibung oder der Vergabebekanntma-
chung oder der Aufforderung zur Teilnahme 
an der Verhandlung alle Auftragskriterien 
anzugeben, deren Anwendung vorgesehen ist. 
Sie haben auch anzugeben, wie die einzelnen 
Kriterien gewichtet werden. Die Gewichtung 
kann mittels einer Marge angegeben werden. 
Kann nach Ansicht des Auftraggebers die 
Gewichtung aus nachvollziehbaren Gründen 
nicht angegeben werden, so gibt der Auftrag-
geber die Kriterien in der absteigenden Rei-
henfolge ihrer Bedeutung an. 

(3) Die Auftraggeber haben in der Aufgabenbe-
schreibung oder der Vergabebekanntmachung 
alle Auftragskriterien anzugeben, deren Anwen-
dung vorgesehen ist, möglichst in der Reihenfol-
ge der ihnen zuerkannten Bedeutung. 

(3) Bei der Entscheidung über die Auftragsertei-
lung berücksichtigt er auf die erwartete fachliche 
Leistung bezogene Kriterien, insbesondere Quali-
tät, fachlicher oder technischer Wert, Ästhetik, 
Zweckmäßigkeit, Umwelteigenschaften, Kun-
dendienst und technische Hilfe, Leistungszeit-
punkt, Ausführungszeitraum oder -frist und 
Preis/Honorar. Ist die zu erbringende Leistung 
nach einer gesetzlichen Gebühren- oder Hono-
rarordnung zu vergüten, ist der Preis nur im dort 
vorgeschriebenen Rahmen zu berücksichtigen.  

 

(4) Der Auftraggeber schließt den Vertrag mit 
dem Bewerber, der aufgrund der ausgehandel-
ten Auftragsbedingungen im Rahmen der vor-
gegebenen Auftragskriterien die bestmögliche 
Leistung erwarten lässt. 
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§ 17  Vergebene Aufträge 
 
§ 17 „neu“ § 17 „alt“ 
(1) Die Auftraggeber machen über jeden verge-
benen Auftrag Mitteilung anhand einer Be-
kanntmachung. Sie wird nach dem im Anhang 
III der Verordnung (EG) Nr. 1564/2005 ent-
haltenen Muster  erstellt und ist spätestens 48 
Tage nach Vergabe des Auftrags auf dem geeig-
netsten Weg an das Amt für amtliche Veröffent-
lichungen der Europäischen Gemeinschaften zu 
übermitteln. 

(1) Die Auftraggeber machen über jeden verge-
benen Auftrag Mitteilung anhand einer Be-
kanntmachung. Sie wird nach dem im Anhang 
II enthaltenen Muster C erstellt und ist spätes-
tens 48 Tage nach Vergabe des Auftrags auf 
dem geeignetsten Weg an das Amt für amtliche 
Veröffentlichungen der Europäischen Gemein-
schaften zu übermitteln. 

(2) Bei der Bekanntmachung von Dienstleis-
tungsaufträgen des Anhangs I B geben die Auf-
traggeber in ihrer Bekanntmachung an, ob sie mit 
der Veröffentlichung einverstanden sind. 

(2) Bei der Bekanntmachung von Dienstleis-
tungsaufträgen des Anhangs I B geben die Auf-
traggeber in ihrer Bekanntmachung an, ob sie 
mit der Veröffentlichung einverstanden sind. 

(3) Bestimmte Angaben über die Auftragsverga-
be brauchen jedoch bei bestimmten Einzelaufträ-
gen nicht veröffentlicht zu werden, wenn ihre 
Bekanntgabe den Gesetzesvollzug behindern, 
dem öffentlichen Interesse in anderer Weise zu-
widerlaufen, die legitimen geschäftlichen Interes-
sen einzelner Personen berühren oder den fairen 
Wettbewerb beeinträchtigen würde. 

(3) Bestimmte Angaben über die Auftragsver-
gabe brauchen jedoch bei bestimmten Einzel-
aufträgen nicht veröffentlicht zu werden, wenn 
ihre Bekanntgabe den Gesetzesvollzug behin-
dern, dem öffentlichen Interesse in anderer Wei-
se zuwiderlaufen, die legitimen geschäftlichen 
Interessen einzelner Personen berühren oder den 
fairen Wettbewerb beeinträchtigen würde. 

(4) Der Auftraggeber teilt den nicht berück-
sichtigten Bewerbern, die dies schriftlich be-
antragen, unverzüglich, spätestens innerhalb 
von 15 Tagen nach Eingang ihres Antrages die 
Gründe für die Ablehnung ihrer Bewerbung 
um Teilnahme am Verhandlungsverfahren 
mit. Der Auftraggeber kann in Satz 1 genannte 
Informationen über die Auftragsvergabe zurück-
halten, wenn die Weitergabe den Gesetzesvollzug 
vereiteln würde oder sonst nicht im öffentlichen 
Interesse läge oder den berechtigten Geschäftsin-
teressen von Bewerbern oder dem fairen Wett-
bewerb schaden würde. 

(4) Der Auftraggeber teilt den bei der Vergabe 
eines Auftrages nicht berücksichtigten Bewer-
bern, die dies schriftlich beantragen, innerhalb 
von 15 Tagen nach Eingang ihres Antrages die 
Gründe für die Ablehnung ihrer Bewerbung 
sowie die Merkmale und Vorteile der erfolgrei-
chen Bewerbung und den Namen des erfolgrei-
chen Bewerbers mit. Der Auftraggeber kann in 
Satz 1 genannte Informationen über die Auf-
tragsvergabe zurückhalten, wenn die Weiterga-
be den Gesetzesvollzug vereiteln würde oder 
sonst nicht im öffentlichen Interesse läge oder 
den berechtigten Geschäftsinteressen von Be-
werbern oder dem fairen Wettbewerb schaden 
würde. 

(5) Einen Beschluss, auf die Vergabe eines dem 
EG-weiten Wettbewerb unterstellten Auftrages 
zu verzichten, teilt der Auftraggeber dem Amt für 
amtliche Veröffentlichungen der Europäischen 
Gemeinschaften mit. Den Bewerbern teilt der 
Auftraggeber unverzüglich  die Gründe mit, aus 
denen beschlossen wurde, auf die Vergabe eines 
bekannt gemachten Auftrages zu verzichten oder 
das Verfahren erneut einzuleiten. Auf Antrag teilt 
er dies in Textform mit.  

(5) Einen Beschluss, auf die Vergabe eines dem 
EG-weiten Wettbewerb unterstellten Auftrages 
zu verzichten, teilt der Auftraggeber dem Amt 
für amtliche Veröffentlichungen der Europäi-
schen Gemeinschaften mit. Den Bewerbern teilt 
der Auftraggeber unverzüglich  die Gründe mit, 
aus denen beschlossen wurde, auf die Vergabe 
eines bekannt gemachten Auftrages zu verzich-
ten oder das Verfahren erneut einzuleiten. Auf 
Antrag teilt er dies schriftlich mit. 
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§ 18 Vergabevermerk 
 
§ 18 „neu“ § 18 „alt“ 
Über die Vergabe ist ein Vermerk zu fertigen, der 
die einzelnen Stufen des Verfahrens, die Maß-
nahmen, die Feststellung sowie die Begründung 
der einzelnen Entscheidungen enthält. Die Auf-
traggeber treffen geeignete Maßnahmen, um 
den Ablauf der mit elektronischen Mitteln 
durchgeführten Vergabeverfahren zu doku-
mentieren. 

Über die Vergabe ist ein Vermerk zu fertigen, der 
die einzelnen Stufen des Verfahrens, die Maß-
nahmen, die Feststellung sowie die Begründung 
der einzelnen Entscheidungen enthält. 

 
§ 19 Melde- und Berichtspflichten 
 
§ 19 „neu“ § 19 „alt“ 
(1) Auf Verlangen der Europäischen Kommissi-
on sind aus dem Vergabevermerk folgende An-
gaben zu übermitteln: 

(1) Auf Verlangen der Europäischen Kommissi-
on sind aus dem Vergabevermerk folgende An-
gaben zu übermitteln: 

a) Name und Anschrift des Auftraggebers, 
b) Art und Umfang der Leistung, 
c) Wert des Auftrages, 
d) Namen der berücksichtigten Bewerber und 
Gründe für ihre Auswahl, 
e) Namen der ausgeschlossenen Bewerber und 
die Gründe für die Ablehnung, 
f) Name des erfolgreichen Bewerbers und die 
Gründe für die Auftragserteilung sowie – 
falls bekannt – der Anteil, den der erfolgreiche 
Bewerber an Dritte weiterzugeben 
beabsichtigt, 
g) Gründe für die Wahl des Verhandlungsver-
fahrens, 
h) Gründe, aus denen auf die Auftragsverga-
be verzichtet wurde. 

a) Name und Anschrift des Auftraggebers, 
b) Art und Umfang der Leistung, 
c) Wert des Auftrages, 
d) Namen der berücksichtigten Bewerber und 
Gründe für ihre Auswahl, 
e) Namen der ausgeschlossenen Bewerber und 
die Gründe für die Ablehnung, 
f) Name des erfolgreichen Bewerbers und die 
Gründe für die Auftragserteilung sowie – 
falls bekannt – der Anteil, den der erfolgreiche 
Bewerber an Dritte weiterzugeben 
beabsichtigt, 
g) Gründe für die Wahl des Verhandlungsver-
fahrens, 
h) Gründe für die Ausnahme von der Anwen-
dung europäischer Spezifikationen (Anhang TS 
Nr.2). 
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(2) Die Auftraggeber übermitteln an die zustän-
dige Stelle jährlich eine statistische Aufstellung 
über die vergebenen Aufträge. Diese Aufstellung 
enthält mindestens Angaben über die Anzahl und 
den Wert der vergebenen Aufträge, aufgeschlüs-
selt nach den in § 5 vorgesehenen Verfahren, 
nach der Kategorie der Dienstleistung und nach 
der Nationalität des Auftragnehmers sowie An-
zahl und Wert der Aufträge, die in die einzelnen 
EG-Mitgliedstaaten oder Drittstaaten vergeben 
worden sind, sowie den Gesamtwert der Aufträ-
ge, die aufgrund von Ausnahmeregelungen zum 
Beschaffungsübereinkommen der Welthandels-
organisation WTO) vergeben wurden, und sons-
tige statistische Angaben, die von der zuständi-
gen Stelle im Einklang mit diesem Beschaf-
fungsübereinkommen verlangt werden. 

 

(3) Auftraggeber nach § 2 Nr. 2 VgV  geben 
über die in Absatz 2 vorgesehenen Angaben hin-
aus den geschätzten Gesamtwert der Aufträge 
unterhalb der Schwellenwerte und neben dem 
Gesamtwert auch die Anzahl der Aufträge unter-
halb der Schwellenwerte und neben dem Ge-
samtwert auch die Anzahl der Aufträge, die auf-
grund von Ausnahmeregelungen zum Beschaf-
fungsübereinkommen der Welthandelsorganisati-
on WTO vergeben wurden, an. 

 

(4) Von den statistischen Angaben nach den Ab-
sätzen 2 und 3 sind Dienstleistungen der Katego-
rie 8 des Anhangs I A und Dienstleistungen des 
Anhangs I B ausgenommen, sofern sie einen 
Auftragswert nach § 2 Nr.3 Vergabeverord-
nung ohne Umsatzsteuer nicht erreichen. 

(4) Von den statistischen Angaben nach den Ab-
sätzen 2 und 3 sind Dienstleistungen der Katego-
rie 8 des Anhangs I A und Dienstleistungen des 
Anhangs I B ausgenommen, sofern sie einen 
Auftragswert von 200.000 Euro ohne Umsatz-
steuer nicht erreichen. 

 
§ 20 Wettbewerbe 
 
§ 20 „neu“ § 20 „alt“ 
(1) Wettbewerbe sind Auslobungsverfahren, die 
dazu dienen, dem Auftraggeber einen Plan oder 
eine Planung zu verschaffen, deren Auswahl 
durch ein Preisgericht aufgrund vergleichender 
Beurteilungen mit oder ohne Verteilung von 
Preisen erfolgt. 

(1) Wettbewerbe sind Auslobungsverfahren, die 
dazu dienen, dem Auftraggeber einen Plan oder 
eine Planung zu verschaffen, deren Auswahl 
durch ein Preisgericht aufgrund vergleichender 
Beurteilungen mit oder ohne Verteilung von 
Preisen erfolgt. 
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(2) Die auf die Durchführung von Wettbewerben 
anwendbaren Regeln sind den an der Teilnahme 
am Wettbewerb Interessierten mitzuteilen. 

(2) Die Vorschriften der nachfolgenden Absätze 
gelten für die Durchführung von Wettbewerben, 
bei denen die Summe der Preisgelder und Zah-
lungen an Teilnehmer mindestens folgenden 
Werten entsprechen oder die zu einem Dienstleis-
tungsauftrag führen sollen dessen geschätzter 
Wert mindestens folgenden Werten entspricht: 

- 200.000 Euro ohne Umsatzsteuer, 
- 130.000 Euro ohne Umsatzsteuer bei Auftrag-
gebern nach Anhang I der Richtli-
nie93/36/EWG. 

(3) Die Zulassung zur Teilnahme an einem Wett-
bewerb darf nicht beschränkt werden 

- auf das Gebiet eines Mitgliedstaates oder ei-
nem Teil davon, 
- auf natürliche oder juristische Personen. 

(3) Die auf die Durchführung von Wettbewerben 
anwendbaren Regeln sind den an der Teilnahme 
am Wettbewerb Interessierten mitzuteilen. 

(4) Bei Wettbewerben mit beschränkter Teilneh-
merzahl haben die Auftraggeber eindeutige und 
nicht diskriminierende Auswahlkriterien festzu-
legen. Die Zahl der Teilnehmer muss ausreichen, 
um einen echten Wettbewerb zu gewährleisten. 

(4) Die Zulassung zur Teilnahme an einem Wett-
bewerb darf nicht beschränkt werden 

- auf das Gebiet eines Mitgliedstaates oder ei-
nem Teil davon, 
- auf natürliche oder juristische Personen. 

(5) Das Preisgericht darf nur aus Preisrichtern 
bestehen, die von den Teilnehmern des Wettbe-
werbes unabhängig sind. Wird von diesen Teil-
nehmern eine bestimmte berufliche Qualifikation 
verlangt, muss mindestens ein Drittel der Preis-
richter über dieselbe oder eine gleichwertige 
Qualifikation verfügen. 

(5) Bei Wettbewerben mit beschränkter Teilneh-
merzahl haben die Auftraggeber eindeutige und 
nicht diskriminierende Auswahlkriterien festzu-
legen. Die Zahl der Teilnehmer muss ausreichen, 
um einen echten Wettbewerb zu gewährleisten. 

(6) Das Preisgericht ist in seinen Entscheidungen 
und Stellungnahmen unabhängig. Es trifft diese 
aufgrund von Wettbewerbsarbeiten, die anonym 
vorgelegt werden, und nur aufgrund von Krite-
rien, die in der Bekanntmachung nach Absatz 9 
genannt sind. 

. (6) Das Preisgericht darf nur aus Preisrichtern 
bestehen, die von den Teilnehmern des Wett-
bewerbs unabhängig sind. Wird von diesen Teil-
nehmern eine bestimmte berufliche Qualifikation 
verlangt, muss mindestens ein Drittel der Preis-
richter über dieselbe oder eine gleichwertige 
Qualifikation verfügen. 

(7) Das Preisgericht hat einen von den Preis-
richtern zu unterzeichnenden Bericht zu 
erstellen, über die Rangfolge der von ihm aus-
gewählten Projekte und die einzelnen Wett-
bewerbsarbeiten. 

(7) Das Preisgericht ist in seinen Entscheidungen 
und Stellungnahmen unabhängig. Es trifft diese 
aufgrund von Wettbewerbsarbeiten, die anonym 
vorgelegt werden, und nur aufgrund von Krite-
rien, die in der Bekanntmachung nach Absatz 8 
genannt sind. 

(8) Auftraggeber, die einen Wettbewerb durch-
führen wollen, teilen ihre Absicht durch Be-
kanntmachung nach dem in Anhang XII der 
Verordnung (EG) Nr. 1564/2005 enthaltenen 
Muster  mit. Die Bekanntmachung ist dem Amt 
für amtliche Veröffentlichungen der Europäi-
schen Gemeinschaften unverzüglich mitzuteilen. 

(8) Auftraggeber, die einen Wettbewerb durch-
führen wollen, teilen ihre Absicht durch Be-
kanntmachung nach dem in Anhang II enthalte-
nen Muster D mit. Die Bekanntmachung ist dem 
Amt für amtliche Veröffentlichungen der Euro-
päischen Gemeinschaften unverzüglich mitzutei-
len. 
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(9) § 9 Abs. 3 und 4 gilt entsprechend. 
 

(9) § 9 Abs. 3 und 4 gilt entsprechend. 

(10) Auftraggeber, die einen Wettbewerb durch-
geführt haben, geben spätestens 48 Tage nach 
Durchführung eine Bekanntmachung nach An-
hang XIII der Verordnung (EG) Nr. 
1564/2005 an das Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften. § 17 gilt entsprechend. 

(10) Auftraggeber, die einen Wettbewerb durch-
geführt haben, geben spätestens 48 Tage nach 
Durchführung eine Bekanntmachung nach Mus-
ter E des Anhangs II an das Amtsblatt der Euro-
päischen Gemeinschaften. § 17 gilt entsprechend. 

 


